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Unterrichtung 
durch das Europäische Parlament 

Entschließung zu der Regierungskonferenz im Rahmen der Strategie 
des Europäischen Parlaments im Hinblick auf die Europäische Union 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT - 

- in Kenntnis der Verträge zur Gründung der Euro-
päischen Gemeinschaften und der Einheitlichen 
Akte zur Änderung dieser Verträge, 

-

in Kenntnis der Feierlichen Erklärung des Europäi

-

schen Rates von Stuttgart vom 19. Juni 1983 1 ), 

- in Kenntnis seines Entwurfs eines Vertrags zur 
Gründung der Europäischen Union, verabschiedet 
am 14. Februar 1984 2), 

- unter Hinweis auf seine Entschließung vom 16. Ja-
nuar 1986 zur Einheitlichen Europäischen Akte, 
insbesondere deren Ziffer 4 3), und seine Entschlie-
ßung vom 11. Dezember 1986 zur Einheitlichen 
Europäischen Akte 4), 

- unter Hinweis auf seine Berichte, in denen die 
Unzulänglichkeiten der Verträge in der durch die 
Einheitliche Europäische Akte geänderten Form 
dargelegt werden, und insbesondere auf seine Ent-
schließungen vom: 

17. Juni 1988 zu den Kosten des „Nicht-Eu-
ropa" 5) 

17. Juni 1988 zum demokratischen Defizit6) 

17. Juni 1988 zu den Modalitäten einer Volksbe-
fragung der europäischen Bürger betreffend die 
Europäische Politische Union 7), 

1) EP-Bulletin Nr. 26 vom 28. Juni 1983. 
2)ABl. Nr. C 77 vom 19. März 1984, S. 33. 
3) AB1. Nr. C 36 vom 17. Februar 1986, S. 144. 
4) ABl. Nr. C 7 vom 12. Januar 1987, S. 83. 
5) ABl. Nr. C 187 vom 18. Juli 1988, S. 244. 
6) ABl. Nr. C 187 vom 18. Juli 1988, S. 229. 
7) ABl. Nr. C 187 vom 18. Juli 1988, S. 231.  

27. Oktober 1988 zu den Ergebnissen des ersten 
Jahres der Anwendung der Einheitlichen Europäi-
schen Akte 8), 

12. April 1989 zu den Grundrechten und Grund-
freiheiten 9), 

10. Oktober 1988 und 15. Dezember 1989 zu den 
Jahresberichten des Rates über die erzielten Fort-
schritte auf dem Weg zur Europäischen Union, 

- unter Hinweis auf verschiedene Entschließungen 
nationaler Parlamente anläßlich der Ratifizierung 
der Einheitlichen Akte oder im Anschluß daran, 

- unter Hinweis auf die Kontakte und Diskussionen 
zwischen seinem Institutionellen Ausschuß und 
den Delegationen der nationalen Parlamente, 

- unter Hinweis auf seine Entschließung vom 16. Fe-
bruar 1989 zur Strategie des Europäischen Parla-
ments im Hinblick auf die Schaffung der Europäi-
schen Union 10) ,  

- in Kenntnis der Ergebnisse der europäischen 
Wahlen und der Volksbefragung in Italien anläß-
lich der Europawahlen betreffend die Übertragung 
eines verfassunggebenden Mandats an das Euro-
päische Parlament, 

- unter Hinweis auf die im Europäischen Rat erzielte 
Vereinbarung über die Einberufung einer Regie-
rungskonferenz zur Überarbeitung des Vertrags 
im Hinblick auf die letzten Stufen der Wirtschafts-  
und Währungsunion, 

8) ABl. Nr. C 309 vom 5. Dezember 1988, S. 93. 
9) ABl. Nr. C 120 vom 16. Mai 1989, S. 51. 
10) ABl. Nr. C 69 vom 12. März 1989, S. 145. 

Zugeleitet mit Schreiben des Generalsekretärs des Europäischen Parlaments - 09793 - vom 3. April 1990. 
Das Europäische Parlament hat die Entschließung in der Sitzung vom 14. März 1990 angenommen. 
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— unter Hinweis auf seine Entschließung vom 
14. April 1989 zur Entwicklung der Europäischen 
Währungsintegration 11 ) und seine Entschließung 
vom 25. Oktober 1989 zur Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion, 

— unter Hinweis auf seine Entschließung vom 
18. November 1988 zur Regionalpolitik der Ge-
meinschaft und der Rolle der Regionen sowie unter 
Hinweis auf das dazugehörige Gemeinschaftsma-
nifest über die Regionalisierung, 

— unter Hinweis auf seine Entschließung vom 
23. November 1989 zur beschlossenen Regie-
rungskonferenz, 

— in Kenntnis des Berichts seines Institutionellen 
Ausschusses und der Stellungnahme des Aus-
schusses 	für 	Außenwirtschaftsbeziehungen 
(Dok. A3-47/90), 

— in Erwägung nachstehender Gründe: 

A. Die Mitgliedstaaten sind uneingeschränkt ver-
pflichtet, die Urteile des Gerichtshofs zu akzep-
tieren und die Richtlinien rechtzeitig anzuwen-
den, und daß schwerwiegende Folgen für die 
weitere Entwicklung der Gemeinschaft zu ei-
ner Europäischen Union eintreten werden, 
wenn die Mitgliedstaaten nicht bis zum 31. De-
zember 1992 einen Binnenmarkt schaffen. 

B. Es erweist sich als immer dringlicher, die Euro-
päische Gemeinschaft in eine Europäische 
Union auf föderativer Grundlage — über den 
Binnenmarkt und die Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion hinaus — umzuwandeln. 

Wie aus jüngsten Meinungsumfragen hervor-
geht, wird dies von einer großen Mehrheit der 
Öffentlichkeit gewünscht. 

C. Besonders vordringlich sind Fortschritte bei der 
Reform der Verträge, um eine ausgewogene 
und gerechte Entwicklung des Binnenmarktes 
und der Währungsunion insbesondere dadurch 
zu ermöglichen, daß der Gemeinschaft klarere 
und wirksamere Befugnisse im Bereich der So-
zial- und Umweltpolitik übertragen werden. 

D. Die Einheitliche Europäische Akte selbst erfor-
dert eine Überprüfung der Verfahren der Euro-
päischen Politischen Zusammenarbeit bis 1992; 
diese Überprüfung ist um so dringlicher, als 
angesichts der bedeutsamen Ereignisse außer-
halb der Gemeinschaft eine geschlossene Au-
ßenpolitik erforderlich ist. 

E. Die Fortschritte im Hinblick auf das Europa der 
Bürger waren äußerst bescheiden, vor allem 
aufgrund der Tatsache, daß Vertragsbestim-
mungen fehlen, die Fortschritte in diesem Be-
reich ermöglichen würden. 

F. Schon die bisher der Gemeinschaft übertrage-
nen Befugnisse erfordern effizientere und de-
mokratischere Institutionen. 

11) ABI. Nr. C 120 vom 16. Mai 1989, S. 331. 

G. Die Effizienz der Institutionen kann insbeson-
dere dadurch verbessert werden, daß im Rat 
systematische Mehrheitsbeschlüsse ermöglicht 
und die Rechte der Kommission zur Ausübung 
ihrer Exekutivbefugnisse unabhängig von den 
Ausschüssen der Beamten aus den Mitglied-
staaten (Komitologie) gestärkt werden. 

H. Demokratische Grundprinzipien erfordern, daß 
die gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften nur 
mit ausdrücklicher Genehmigung nicht nur des 
die nationalen Regierungen vertretenden Ra-
tes, sondern auch des Europäischen Parlaments 
als Vertreter der gesamten Wählerschaft in 
Kraft treten sollten. 

I. Die Ernennungen in Gemeinschaftsorgane, die 
wichtige Funktionen ausüben, und vor allem 
die Ernennung der Mitglieder der EG-Kommis-
sion und insbesondere ihres Präsidenten sollten 
der Prüfung und Zustimmung des Europäi-
schen Parlaments unterliegen. 

J. Solche Änderungen selbst sollten von den Ver-
tretern der Mitgliedstaaten und dem Europäi-
schen Parlament gemeinsam ausgehandelt und 
vereinbart werden. 

K. Die Erklärung von Präsident Delors vom 17. Ja-
nuar 1990 vor dem EP besagt, daß auf einer 
einzigen Regierungskonferenz sowohl die 
Wirtschafts- und Währungsunion als auch die 
institutionellen Reformen der EG als Parallel-
themen behandelt werden sollen. 

L. Das Parlament hat die Vorschläge der amtie-
renden Präsidenten des Europäischen Rates 
zur Durchführung einer interinstitutionellen 
vorbereitenden Konferenz Anfang 1990 und 
von „Assisen" (Sitzungen) mit Mitgliedern na-
tionaler Parlamente akzeptiert. 

M. Der rasche Wandel des politischen Lebens so-
wohl auf internationaler als auch auf europäi-
scher Ebene erfordert von seiten der Gemein-
schaft eine Beschleunigung der institutionellen 
Entwicklung und der Schaffung der Europäi-
schen Union — 

1. dringt erneut darauf, daß die Tagesordnung der 
Regierungskonferenz neben der Wirtschafts- und 
Währungsunion weitere Themen umfassen; stellt 
fest, daß sich der Präsident der Kommission 
ebenso wie eine Reihe nationaler Parlamente die-
ser Auffassung angeschlossen hat; ist der Ansicht, 
daß die Wirtschafts- und Währungsunion nur ei-
nen der vielen Bereiche der weiteren Entwicklung 
der Gemeinschaft darstellt und daß folglich auf 
der Regierungskonferenz ein Gesamtkomplex an 
Bereichen geprüft werden muß und die entspre-
chenden Beschlüsse gefaßt werden müssen, um 
eine ausgewogene und einheitliche Entwicklung 
der Gemeinschaft im Einklang mit den Vorschlä-
gen des Parlaments nicht zu gefährden; 

2. bekräftigt seine Auffassung, daß die Regierungs-
konferenz in ihren Beratungen von den Grundsät-
zen der Subsidiarität und der Übertragung von 
Befugnissen als wesentlichen Kriterien ausgehen 
sollte, nach denen diejenigen Befugnisse, die 
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nicht ausdrücklich der Europäischen Union über-
tragen werden, den Mitgliedstaaten erhalten blei-
ben; 

3. a) bestätigt seinen Beschluß, eine vorbereitende 
Konferenz einzuberufen, an der das Europäi-
sche Parlament, die Kommission und der Rat 
teilnehmen und die zum Ziel hat: 

— das Mandat der Regierungskonferenz fest-
zulegen; 

— die Bedingungen für eine Beteiligung des 
Parlaments an den Arbeiten der Regie-
rungskonferenz festzulegen; 

b) legt die Zahl der ordentlichen Mitglieder der 
Parlamentsdelegation gemäß den Entschlie-
ßungen vom 23. November 1989 und 14. De-
zember 1989, unter Berücksichtigung der For-
derung, daß alle Ratsmitglieder an der Konfe-
renz teilnehmen, auf zwölf fest; 

c) beschließt, den Wirtschafts- und Sozialaus-
schuß um die Entsendung eines Beobachters 
zu der interinstitutionellen Vorkonferenz zu 
ersuchen; 

d) fordert, daß diese vorbereitende Konferenz 
ihre Arbeiten im Frühjahr 1990 aufnimmt und 
so lange andauert, bis die Teilnehmer an die-
ser vorbereitenden Konferenz eine gemein-
same Vereinbarung erzielt haben; 

4. beauftragt seine Vertreter auf der vorbereitenden 
Konferenz, sich dafür einzusetzen, daß die folgen-
den Themen in die Tagesordnung der Regie-
rungskonferenz einbezogen werden: 

a) Schaffung der Wirtschafts- und Währungs-
union gemäß einem genau festgelegten, auto-
matischen und verbindlichen Zeitplan zwi-
schen den zwölf Mitgliedsländern der EWG 
oder ggf. zwischen denjenigen, die dies wün-
schen, 

b) Rationalisierung des außenpolitischen Instru-
mentariums der Gemeinschaft, insbesondere 
die volle Integration der EPZ in den Gemein-
schaftsrahmen, einschließlich der Übertragung 
von Befugnissen an die Kommission ähnlich 
denjenigen, die sie in anderen Bereichen der 
Gemeinschaftspolitik besitzt, um letztendlich 
eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspoli-
tik im Dienste des Friedens zu erzielen, 

c) bessere Vertragsbestimmungen im sozialen 
und umweltpolitischen Bereich, um die Ge-
meinschaft in die Lage zu versetzen, wirksa-
mere Politiken in diesen Bereichen zu entwik-
keln und durchzuführen, um letztlich sicherzu-
stellen, daß der Binnenmarkt zugunsten aller 
Gemeinschaftsbürger betrieben wird und zu 
einer besseren Umwelt beiträgt, 

d) Erklärung des Parlaments vom 12. April 1989 
über die Grundrechte und Grundfreiheiten so-
wie den Bestimmungen zur Förderung eines 
Europas der Bürger und zur Erhaltung ihrer 
kulturellen Vielfalt in die Verträge, 

e) weitere Verbesserung der Entscheidungsfä-
higkeit des Rates, indem insbesondere häufi-
ger Mehrheitsbeschlüsse vorgesehen werden, 

f) Stärkung der Befugnisse der Kommission für 
die Durchführung der Rechtsvorschriften der 
Gemeinschaft und die Ausführung ihrer Pro-
gramme und Politiken, 

g) Reform des Eigenmittelsystems der Gemein-
schaft, 

h) auf europäischer Ebene Anerkennung der 
doppelten Legitimität, die zum einen vom Rat 
und zum anderen vom Europäischen Parla-
ment verkörpert wird, indem dem Parlament 
die in seiner Entschließung vom 23. November 
1989 genannten Befugnisse übertragen wer-
den: 

— gemeinsame Beschlußfassung mit dem Rat 
über die Rechtsvorschriften der Gemein-
schaft 

— das Initiativrecht für legislative Vor-
schläge 

— das Recht auf Wahl des Präsidenten der 
Kommission und auf Zustimmung zur Er-
nennung der Mitglieder der Kommission, 
des Gerichtshofs und des Rechnungshofs 

das Recht auf Durchführung von Untersu-
chungen im Rahmen der Befugnisse der 
Gemeinschaft 

— die Ratifizierung sämtlicher verfassungs-
mäßiger Entscheidungen, die auch eine Ra-
tifizierung seitens der Mitgliedstaaten er-
fordern 

— Mitentscheidung bei Abkommen mit Dritt-
ländern und internationalen Übereinkom

-men  auf dem Weg der Zustimmung, die auf 
alle Abkommen von gewisser Bedeutung 
einschließlich der Handelsvereinbarungen 
auszudehnen ist; 

schließlich sollte die Konferenz auch Überle-
gungen zur institutionellen Zukunft Europas 
sowohl im Hinblick darauf aufstellen, daß das 
Europäische Parlament beauftragt wird, den 
Schlußtext des Entwurfs der Verfassung der 
Europäischen Union auszuarbeiten, als auch 
im Hinblick darauf, wie die Mitarbeit der natio-
nalen Parlamente in den „Assisen" im Zusam-
menhang mit der anstehenden Regierungs-
konferenz, beim künftigen Aufbau der Euro-
päischen Union und insbesondere bei der Ar-
beit des Europäischen Parlaments am besten 
gewährleistet werden kann; 

5. bekräftigt seine in der Entschließung vom 23. No-
vember 1989 geäußerte Forderung, daß die Vor-
schläge der Regierungskonferenz dem Europäi-
schen Parlament zu unterbreiten sind und die Re-
gierungen diesem das Recht einräumen, sie abzu-
ändern und über sie abzustimmen; wenn der Text 
des EP nicht mit dem der Regierungskonferenz 
übereinstimmt, müßte ein angemessenes Verfah-
ren eingeleitet werden, um ein Einvernehmen 
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über den Inhalt der Reformen, die den Mitglied-
staaten der EWG zur Ratifizierung unterbreitet 
werden, zu erzielen; 

6. verpflichtet sich, seine Stellungnahme zur Einbe-
rufung der Regierungskonferenz so bald wie mög-
lich nach erfolgter Absprache in der interinstitu-
tionellen vorbereitenden Konferenz abzugeben; 

7. fordert die Kommission auf, zum Erfolg der inter-
institutionellen vorbereitenden Konferenz beizu-
tragen; erwartet in diesem Zusammenhang, daß 
sich die Kommission für die Wahrung der Ge-
meinschaftsinteressen und insbesondere für die 
Forderungen der Bürger der Gemeinschaft, die 
über ihre Vertreter im EP zum Ausdruck kommen, 
während der gesamten Regierungskonferenz ein-
setzt; 

8. bekräftigt seine Zusage, den Entwurf einer euro-
päischen Verfassung vorzubereiten und seine 
Vorschläge mit den Parlamenten der Mitglied-
staaten zu erörtern; 

9. wiederholt seine Zusage, daß seine Vorschläge 
unter Ausschöpfung aller demokratischen Mög-
lichkeiten, insbesondere durch Sensibilisierung 
der europäischen Öffentlichkeit und ihrer demo-
kratischen Vertreter, verabschiedet werden; 

10. verweist auf seinen Standpunkt, daß zwar kein 
Staat gegen seinen Willen zur Beteiligung an der 
Europäischen Union gezwungen werden kann, 
andererseits aber auch kein einzelner Staat sich 
dem Willen der Mehrheit nach Schaffung der Eu-
ropäischen Union widersetzen kann und erforder-
lichenfalls eine solche Union zunächst ohne Mit-
wirkung aller Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
errichtet werden sollte; 

11. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschlie-
ßung der Kommission, dem Rat, den Regierungen 
und Parlamenten der Mitgliedstaaten sowie dem 
Wirtschafts- und Sozialausschuß zu übermitteln. 

Enrico Vinci 

Generalsekretär 

Nicole Pery 

Vizepräsidentin 


